Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2384 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Rechts- und Linksradikalismus; „Aktion Wider- 
stand" und „Deutsche Kommunistische Partei" 
(DKP) 


Nach von der Bundesregierung nicht dementierten Presse- 
meldungen hat der Bundesminister des Innern auf Grund der 
Berichterstattung durch das Bundesamt für Verfassungsschutz 
festgestellt, daß die „Deutsche Kommunistische Partei" (DKP) 
die Arbeit der vom Bundesverfassungsgericht verbotenen 
„Kommunistischen Partei Deutschlands" (KPD), unterstützt von 
der SED, fortsetzt. Immer deutlicher lasse es sich erkennen, daß 
die Ziele der DKP mit denen der KPD identisch sind. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß aufgrund 
ihrer eigenen tatsächlichen Feststellungen die DKP als eine 
Partei anzusehen ist, die nach ihren Zielen oder dem Ver- 
halten ihrer Anhänger darauf ausgeht, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu 
beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu gefährden, und damit gemäß Artikel 21 Abs. 2 des 
Grundgesetzes verfassungswidrig ist? 

2. Teilt die Bundesregierung in vollem Umfang die von dem 
Herrn Bundeskanzler in einem Interview mit der Fernseh- 
Regionalsendung „Nordschau-Magazin" des Norddeutschen 
Rundfunks am 27. Januar 1971 ausgesprochene Beurteilung, 
die Kommunisten könnten sich mit Umstellung der Buch- 
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staben wieder an Wahlen beteiligen, es heiße nur DKP 
statt KPD, er sehe da keinen großen Unterschied? 

3. Welche Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung nach 
der von ihr getroffenen Feststellung, die DKP setze die 
Arbeit der vom Bundesverfassungsgericht verbotenen KPD 
fort und, nach der Beurteilung des Bundeskanzlers, diese 
habe lediglich ihren Namen geändert, ziehen? 

4. Wie hoch ist der Anteil der Funktionäre in der Parteispitze 
der DKP, die sich illegal für die verbotene KPD betätigt 
haben? 

5. In welchem Umfang ist die DKP der nach Artikel 21 Abs. 1 
des Grundgesetzes den Parteien auf erlegten Verpflichtung 
nachgekommen, über die Herkunft ihrer Mittel öffentlich 
Rechenschaft zu geben? 

6. Wie viele Mitglieder der DKP und ihrer Jugend- und 
Studentenorganisationen sind im öffentlichen Dienst des 
Bundes, der Länder und Gemeinden und sonstiger Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts tätig? 

— auf geschlüsselt nach den verschiedenen Verwaitungs- 
ebenen und Zweigen des öffentlichen Dienstes ein- 
schließlich der Bundeswehr, der Justiz und des Bildungs- 
wesens? 

7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Mitglied- 
schaft in der DKP oder ihren Jugend- und Studentenorgani- 
sationen in Einklang steht mit der nach § 35 Abs. 1 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes und § 52 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes jedem Beamten obliegenden Pflicht, „sich 
durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demo- 
kratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu 
bekennen und für deren Erhaltung einzutreten" und dem 
nach § 40 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes und § 58 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes vorgeschriebenen 
Diensteid des Beamten auf das Grundgesetz? 

8. Welche Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung für 
die Mitglieder der DKP und ihrer Jugend- und Studenten- 
organisationen, die im öffentlichen Dienst tätig sind, mit 
Rücksicht darauf ziehen, daß der Bundeskanzler und die 
Mitglieder der Bundesregierung einen Amtseid geleistet 
haben, mit dem sie sich verpflichten, das Grundgesetz und 
die Gesetze des Bundes zu wahren und zu verteidigen? 

9. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung zulässig, 
einen Bewerber für den öffentlichen Dienst einzustellen, 
der sich offen zur Mitgliedschaft in der DKP oder einer ihrer 
Jugend- und Studentenorganisationen bekennt, und ihm 
den Amtseid auf das Grundgesetz abzunehmen, wenn er die 
in Artikel 33 Abs. 2 des Grundgesetzes genannten Voraus- 
setzungen der Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
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für ein öffentliches Amt - ungeachtet seiner gegen die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung gerichteten Ein- 
stellung - erfüllt? 

10. Hält es die Bundesregierung für tragbar, daß die DKP im 
Rahmen der Wahlkampfkostenerstattung durch erhebliche 
öffentliche Mittel unterstützt wird, obwohl sich ihre gesamte 
Aktivität auf die Beseitigung der freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
richtet? 

11. Trifft es zu, daß die von den Kommunisten und anderen 
linksradikaien Kräften geführte Kampagne zur „Auf- 
hebung" des KPD-Verbots lediglich eine ScheinveranstaT 
tung ist, durch die die DKP vor den möglichen Folgen des 
KPD-Verbots geschützt werden soll? 

12. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die DKP mit 
Rücksicht auf ihren erheblichen Mitgliederzuwachs von 
22 000 im Jahr 1969 auf 30 000 im Jahr 1970 (vergleiche die 
Antwort des Bundesministers des Innern auf die Kleine 
Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion be- 
treffend Tätigkeit links- und rechtsradikaler Gruppen vom 
5, April 1971, Drucksache VI/2074) und durch die Unter- 
stützung der SED und anderer linksradikaler Kräfte so stark 
an Boden gewonnen hat, daß zwar die von ihr ausgehende 
akute Gefährdung gering, aber die potentielle Gefahr für 
die innere Sicherheit der Bundesrepublik gewachsen ist? 

13. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage auf dem 

Gebiete des Rechtsradikalismus? 

b) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
nachdem der Vorsitzende der SPD-Fraktion im Deut- 
schen Bundestag, Herbert Wehner, sich nach einer 
Meldung der „Frankfurter Rundschau" vom 8. Februar 
1971 für ein Verbot der „Aktion Widerstand" ausge- 
sprochen, einen Vorstoß beim Bundesminister des 
Innern angekündigt und gleichzeitig gefordert hat, 
„m.an müsse dann auch gegen Extremisten der anderen 
Seite Vorgehen, um die politische Landschaft von Grup- 
pen freizumachen, die keine demokratisch-politischen 
Entscheidungen wollten"? 

14. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den Bericht 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz über linksradikale 
Bestrebungen im Jahre 1970, der dem Bundesminister des 
Innern seit einigen Monaten vorliegt, noch nicht veröffent- 
licht, oder wird sie die Veröffentlichung wie im vergange- 
nen Jahr unterlassen? 


15. Hält die Bundesregierung an dem vom Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Urteil über die Verfassungsmäßigkeit des 
sogenannten Artikel 10-Gesetzes vom 15. Dezember 1970 
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mit folgenden Sätzen erneut in Erinnerung gerufenen 
Grundsatz der streitbaren Demokratie fest: 

„Im vorliegenden Zusammenhang ist von besonderer 
Bedeutung, daß die Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland sich für die streitbare Demokratie entschie- 
den hat. Sie nimmt einen Mißbrauch der Grundrechte zum 
Kampf gegen die freiheitliche Ordnung nicht hin. Ver- 
fassungsfeinde sollten nicht unter Berufung auf Frei- 
heiten, die das Grundgesetz gewährt, und unter ihrem 
Schutz die Verfassungsordnung oder den Bestand des 
Staates gefährden, beeinträchtigen oder zerstören 
dürfen"? 


16. a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 25. Juni 1971 
unter der Überschrift „Innenausschuß gegen DKP-Ver- 
bot" veröffentlichte Artikel, in dem - weitgehend unzu- 
treffend - über Ablauf und Ergebnis der Sitzung des 
Innenausschusses vom 24. Juni 1971 berichtet wird, 
einen Geheimnisverrat im Sinne des Strafgesetzbuches 
darstellt, nachdem der Bundesminister des Innern be- 
antragt hatte, den Beratungsgegenstand „Deutsche Kom- 
munistische Partei" für geheim zu erklären? 

b) Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung gegen 
den Verfasser des Artikels und seine Informanten 
ergreifen? 


Bonn, den 28. Juni 1971 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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